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GGeeggeenn  KKrriissee  uunndd  KKrriieegg

Dem „Bankenrettungspaket“ folgt das
„Konjunkturpaket II“. Hunderte Milli-
arden Euro werden von der Bundes-

regierung für die Unterstützung von Banken
und Konzernen mobilisiert. Gigantische
Interventionen des Staates, die zum Ziel
haben, das Kapital zu stützen und die 
Krisenauswirkungen auf die Bevölkerung
abzuwälzen. Dagegen formiert sich Protest.
„Wir zahlen nicht für eure Krise“ lautet das
Motto der Demonstrationen, die für den
28. März in Berlin und am Bankenstandort
Frankfurt am Main vorbereitet werden. Die
Gewerkschaft ver.di hat für Mai weitere 
Demonstrationen angekündigt. DIE LINKE
unterstützt diese Proteste. 

DIE LINKE ist auch dabei, wenn die Frie-
densbewegung Anfang April anlässlich des
60. Gründungstages der NATO zur Demon-
stration „Nein zur NATO – Nein zum Krieg“
in Straßburg aufruft. Dort wird eine erste
Chance sein, dem neuen US-Präsidenten
Barack Obama zu zeigen, was die Friedens-
bewegung von ihm erwartet: das Ende, nicht
die Ausweitung des Krieges in Afghanistan.

Komm mit zu den Demonstrationen – es
geht um Deine Sache.

Klaus-Dieter Heiser, 
DIE LINKE, Bezirksvorstand Neukölln

Ka
rik

at
ur

: A
lff

/v
er

.d
i

IInn  ddiieesseerr  AAuussggaabbee::
3 Neue Wohnkostenregelungen
für Hartz IV. Erhöhung für Singles
um 5 Prozent, aber Frist für
„Wohnkostensenkung“ halbiert.
4 Fünf Gründe gegen die NATO.
Das Militärbündnis will zu seinem
60. Jahrestag eine „neue Strategie“
auf den Weg bringen.
6 Rechtsextremisten in Neu-
kölln. Julia Dobberstein überlegt,
was dagegen getan werden kann.
7 „So geht Revolution? - Wer-
bung und Revolte“. Eine Ausstel-
lung in der Galerie Olga Benario
beleuchtet dieses Thema.

Tempelhof:
Bremse ziehen

SSeeiittee  33

Das Bundessozialgericht erklär-
te Ende Januar die Hartz-IV-Re-
gelsätze für Kinder als verfas-
sungswidrig.

Danach verstößt die Bestimmung des SGB
II, wonach Kinder bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres 60 Prozent des Regel-

satzes für alleinstehende Erwachsene maßge-
benden Regelleistung festsetzt (§ 28 Abs.1
Satz 3 Nr.1 SGB II) gegen das Grundgesetz.

In der Medieninformation begründet das
Bundessozialgericht diese Entscheidung damit,
dass „die Regelleistung für Kinder bis zur Voll-
endung des 14. Lebensjahres um 40 von Hun-
dert gegenüber der maßgebenden Regelleis-
tung für Erwachsene herabgesetzt worden ist,
ohne dass der für Kinder notwendige Bedarf er-
mittelt und definiert wurde“. Auch solle das So-
zialgeld für Kinder von Empfängern der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II
abschließend und bedarfsdeckend sein, wäh-
rend Kinder von Sozialhilfeempfängern nach 
§ 28 Abs 1 Satz 2 SGB XII abweichende Bedar-
fe geltend machen können. Schließlich bemän-
gelte das Gericht, dass die Höhe der Regelleis-
tung für alle Kinder und Jugendlichen bis zur
Vollendung des 14. Lebensjahres einheitlich mit
60 Prozent festgesetzt wurde, ohne dabei wei-
tere Altersstufen vorzusehen.

Zuvor hatte das Landessozialgericht Hessen
(AZ L 6 AS 336/07) ein mündlich schon im
Oktober ergangenes Urteil  zur weiteren Prü-
fung an das Bundesverfassungsgericht weiter-
geleitet. Demnach verletzen die Hartz-IV-Regel-
sätze die Verfassung, unter anderem weil sie
die Menschenwürde nicht ausreichend schüt-
zen. Der schriftlichen Urteilsbegründung zu-
folge verstoßen nicht nur die Hartz-IV-Regelsät-
ze für Kinder, sondern auch jene für Erwachse-
ne gegen das Grundgesetz, das in Art. 1 die
Menschenwürde schützt und in Art. 20 Abs. 1
und 3 das Sozialstaatsprinzip einfordert.

DIE LINKE kritisiert seit langem, dass Hartz
IV Armut per Gesetz bedeutet und fordert, das 
Gesetz abzuschaffen und durch eine bedarfs-
deckende soziale Mindestsicherung zu erset-
zen. 

Zu den aktuellen Entscheidungen der Sozial-
gerichte erklärt Jürgen Klute, Sozialpfarrer und
Mitglied des LINKE-Parteivorstands: „Die Regel-
sätze für Kinder sind zum Leben zu wenig und
zum Sterben zu viel. Sie reichen nicht aus, etwa
um eine gesunde Ernährung zu sichern oder
eine Bildungsteilhabe auf Augenhöhe zu ge-
währleisten. Daran ändern auch kleine Schön-
heitsverbesserungen, wie zuletzt die marginale
Aufstockung der Regelsätze für 7- bis 13-Jähri-
ge um 35 € pro Monat im Rahmen des Konjunk-
turpakets II nichts".

SSoozziiaallggeerriicchhttee::  

Hartz-IV-Regelsätze 
verfassungswidrig
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hen. Durch die wachsende Bekanntheit der Ge-
gend am Landwehrkanal als „kreatives Kreuz-
kölln“ ziehen dort die Mieten drastisch an. Im
Schillerkiez kaufen internationale Anleger Im-
mobilen  und führen Staffelmieten bis zu 75
Euro pro Jahr ein. Die landeseigene Wohnungs-
baugesellschaft  „Stadt und Land“ verlangt für
eine zum Tempelhofer Feld gelegene Wohnung
bei Neuvermietung bis zu 170 Euro mehr.

„Es wird Zeit, die Bremse zu ziehen!“, fasste
eine Teilnehmerin die dramatische Situation zu-
sammen. Demokratische Bürgerbeteiligung für
die Nachnutzung des Tempelhofer Feldes, Ein-
frieren der Mieten, Moratorium für die Nachnut-
zung und Proteste in Form von Demonstratio-
nen und Volksabstimmungen werden ins Auge
gefasst. Fahrrad- und Bustouren über das Ge-
lände können den Menschen die Potentiale des
Tempelhofer Feldes erlebbar machen. Bereits
zum Event „48-Stunden-Neukölln“ kann das Tor
an der Oderstraße geöffnet werden: für Kunst-
aktionen mit bezahlbarer Gastronomie.

Thomas Hinrichsen, 
DIE LINKE, Basisorganisation Hermannstraße

KKoonnttaakkttee  uunndd  wweeiitteerree  IInnffoorrmmaattiioonneenn::
metroZones e.V.: metroZones@gmx.net
NANU THF, Bürgerinitiative Nachnutzung Tem-
pelhof: www.nachnutzung-thf.de, 
info@nachnutzung-thf.de
tfa- Tempelhof für Alle:
http://tfa.blog, tfa@riseup.net

Interessengemeinschaft BUNTER HUND, 
„Ein Hundepark für Tier und Mensch“:
ig-bunter-hund@t-online.de
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Das Unbehagen wächst. Seit der
Flugruhe auf dem Tempelhofer
Feld wachsen Ängste wie Hoff-
nungen der Neuköllner BürgerIn-
nen und ihrer politischen Initia-
tiven. Drastische Mietsteigerun-
gen und Zwangsumzüge könn-
ten zur Regel werden. 

Auf einer von metroZones im Dezember
vergangenen Jahres im Schillerkiez
durchgeführten, sehr gut besuchten Ver-

anstaltung wurden Alternativen erarbeitet: De-
mokratische Bürgerbeteiligung, keine Privatisie-
rung des Geländes, Öffnung des Areals für die
Menschen und Einfrieren der Mieten.

Die Senatorin für Stadtentwicklung, Junge-
Reyer (SPD), will den Zaun noch lange stehen
und nur partiell öffnen lassen. Zwei Drittel der
Fläche sollen Park werden, ein Drittel wird
ringsum durch private Investoren bebaut. Für
das riesige Flughafengebäude und die Fläche
können ausschließlich Fachleute und Investoren
planungsreife Ideen einreichen. Das stößt bei
allen Bürgerinitiativen auf Ablehnung. 

„tfa - Tempelhof für alle“  verlangt eine Öff-
nung des Zaunes, richtet sich gegen Privatisie-
rung und Kommerzialisierung. „Unkonventionel-
len Ideen muss Platz gemacht werden.“ 

Die „NANU – Nachnutzung THF“ schreibt dies
ebenfalls auf ihre Fahnen. Sie verlangt vom
Senat ein zehnjähriges Moratorium. Nicht neue
Ideen und Konzepte, aber Entscheidungen über

die Köpfe der BürgerInnen hinweg werden ausge-
schlossen. Nachnutzung sei vergleichbar mit
dem Bau des Regensburger Doms: ein Generatio-
nen übergreifendes Projekt. Zwischennutzungen
unter Bürgerbeteiligung glichen „einer Zwiebel:
Schicht für Schicht schält sich über Jahre ein von
allen gewolltes Gesamtbild heraus.“  

Die „Interessengemeinschaft BUNTER
HUND“ verwies auf einen Anfangserfolg. Raum
für Hundeauslauf auf dem Gelände bezeichnete
die zuständige Planungsabteilung des Senats
auf einer öffentlichen Informationsveranstal-
tung in der Genezarethkirche als möglich. Der
„BUNTE HUND“ möchte ein vom Senat bezahl-
tes, vier Fußballfelder großes Auslaufgebiet zu-
sammen mit KünstlerInnen als attraktiven
„Hundepark für Tier und Mensch“ gestalten. 

Die „Initiative gegen Zwangsumzüge“ warnte
vor steigenden Mieten. Ein Mitglied musste
kürzlich auf Anweisung des Neuköllner JobCen-
ters vom Reuterkiez in den Schillerkiez umzie-

TTeemmppeellhhooffeerr  FFeelldd::
Die Bremse ziehen
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DDiiee  NNeeuukkööllllnneerr  LLIINNKKEE  hhaatt  bbeerreeiittss  aamm  
88..  FFeebbrruuaarr  22000088  aauuff  iihhrreerr  MMiittgglliieeddeerrvvoollll--
vveerrssaammmmlluunngg  bbeesscchhlloosssseenn::  DDaass  TTeemmppeellhhoo--
ffeerr  FFeelldd  mmuussss  nnaattuurrggrrüünn  wweerrddeenn,,  pprriivvaattee  
BBeebbaauuuunnggeenn  wweerrddeenn  aabbggeelleehhnntt,,  ddeemmookkrraattii--
sscchhee  BBüürrggeerrbbeetteeiilliigguunngg  iisstt  ffüürr  ddiiee  NNaacchhnnuutt--
zzuunngg  VVoorraauusssseettzzuunngg..  DDaass  TTHHFF  mmuussss  ffüürr  aallllee
ddaa  sseeiinn::  FFrreeiizzeeiittssppoorrtt,,  KKuunnssttaakkttiioonneenn,,  GGrriillll--
pplläättzzee,,  HHuunnddeeaauussllaauuff  ggeehhöörreenn  ddaazzuu..  DDeerr  
MMiilliieeuusscchhuuttzz  mmuussss  wwiieeddeerr  eeiinnggeeffüühhrrtt  wweerr--
ddeenn,,  uumm  MMiieettsstteeiiggeerruunnggeenn  uunndd  VVeerrddrräänngguunngg
vvoonn  AAnnwwoohhnneerrIInnnneenn  zzuu  vveerrmmeeiiddeenn..



Bislang kamen wir mit der 
Finanz- und Wirtschaftskrise
scheinbar glimpflich davon.
Doch für 2009 korrigieren die
Fachleute laufend die Prognosen
nach unten. Freilich sind es die-
selben Experten, die bis zuletzt
die freie Marktwirtschaft hoch
hielten. So ganz vertrauenser-
weckend sind diese Prognosen
also nicht. 

Eine dieser Denkfabriken, das Institut für
Weltwirtschaft in Kiel, erwartet für 2009
ein Schrumpfen der Wirtschaft um – 2,7

Prozent. Einzelne „interessierte“ Kreise wie die
Deutsche Bank, die auf mehr Staatshilfe schie-
len, gehen sogar von – 4 Prozent aus.

Konsumnachfrage fehlt
Achillesferse der deutschen Wirtschaft ist

der Export, da Aufschwünge des „Exportwelt-
meisters“ Deutschland hauptsächlich vom Ex-
port getragen wurden. In der von den USA aus-
gehenden Krise bricht aber genau dieser ein.
Jetzt rächt sich, dass man jahrelang die Binnen-
nachfrage vernachlässigte. So ging der Konsum
der privaten Haushalte seit 2007 zurück, 2008
preisbereinigt um 0,8 Prozent. 

Zukunftsinvestitionen – 
50 Milliarden Euro

DIE LINKE fordert ein Zukunftsinvestitions-
programm mit den fünf Schwerpunkten Bildung,
Gesundheit, Umwelt, Klimaschutz und kommu-
nale Daseinsvorsorge mit einem Umfang von 50
Milliarden Euro pro Jahr. Mindestens eine Mil-
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lion tariflich abgesicherte und bezahlte Vollzeit-
arbeitsplätze können so gesichert und geschaf-
fen werden. Abbau von Erwerbslosigkeit ist ein
wichtiger Beitrag um die Forderung „Hartz IV
muss weg“ mit Inhalt auszufüllen. Für 2009 ist
nach Meinung der LINKEN eine Größenordnung
von mindestens 30 Milliarden Euro Mehrausga-
ben anzustreben.

Auch für Neukölln interessant
Danach könnten 10 Milliarden Euro zum Bei-

spiel für den Ausbau und Betrieb von Kinderta-
gesstätten, Ganztagsschulen und zur Sanierung
von Schulen eingesetzt werden. Auch ein 10-
Milliarden-Euro-Programm für den ökologischen
Umbau. Klimaschutz und Energiewende mit den
Bereichen Energiesparfonds, Förderung erneu-
erbarer Energien und CO2-Gebäudesanierung;
vor allem für einkommensschwache Familien
könnte in unserem Bezirk Verbesserungen brin-
gen. Ebenso ein Anteil an den 5 Milliarden Euro
im Bereich Verkehr und Infrastruktur für eine
kommunale Investitionspauschale, zur Förde-
rung strukturschwacher Regionen, den Ausbau
des ÖPNV und den Sanierungsbedarf bei Brü-
cken, Straßen, der Abwasserentsorgung und
dem Ausbau der Schiene. Die Lage, z.B. im Neu-
köllner Krankenhaus unterstreicht, dass schnell
ein Plan vorgelegt werden könnte, um einen Teil
der 5 Milliarden Euro, die für den Bereich Ge-
sundheit zur Beseitigung des Investitionsstaus
bei den Krankenhäusern gefordert werden,
sinnvoll zu investieren. 

Um die Konjunktur jetzt zu stützen müssen
alle Maßnahmen, die schnell umgesetzt werden
können, hohe Priorität haben. Doch das wird
nicht im Selbstlauf geschehen, es bedarf des
Kampfes um dieses Zukunftsinvestitionspro-
gramm es im Interessen der Bevölkerung.

2009 – Jahr der Krise
und Jahr des Kampfes
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HHaarrttzz  IIVV:: Neue 
Wohnkosten-
regelungen

Im Dezember vergangenen Jah-
res hat sich der Senat auf eine
Neuregelung der Ausführungs-
vorschrift (AV) Wohnen für
Hartz-IV-Betroffene geeinigt. 

Mit der SPD war eine umfassende Eini-
gung über die Anpassung der festgeleg-
ten Richtwerte an die gestiegenen Miet-

und Energiekosten nicht zu erzielen, erklärt dazu
Sozialsenatorin Heidi Knake-Werner (DIE LINKE).

In einem ersten Schritt wird jetzt der Richt-
wert, bis zu dem die Bruttowarmmiete zusätzlich
zum Hartz-IV-Regelsatz gezahlt wird, für Ein-Per-
sonen-Haushalte um fünf Prozent auf 378 Euro
erhöht. Das kommt rund 190.000 Betroffenen zu-
gute. Für alle weiteren Haushalte wurde mit der
SPD vereinbart, dies anzugehen, wenn der Miet-
spiegel 2009 vorliegt. Orientierungsrahmen für
die Festlegung der neuen Richtwerte werden die
Mieten über den gesamten Wohnungsbestand
sein – also nicht etwa nur die Wohnungen in so-
genannter einfacher Wohnlage, wie es SPD-Fi-
nanzsenator Sarrazin anstrebte.

Bis zur Festsetzung neuer Richtwerte hat der
Senat ein Moratorium vereinbart. Das bedeutet,
dass keine Kostensenkungsverfahren eingelei-
tet werden dürfen, wenn die Mieten die gültigen
Richtwerte nur aufgrund aktuell gestiegener Be-
triebskosten übersteigen. 

Ein wesentlicher – hart umstrittener Punkt –
bei den Neuverhandlungen der AV Wohnen war
die sogenannte Ein-Jahres-Frist. Anders als in
den meisten anderen Städten und Gemeinden
enthielt die Berliner Regelung eine Übergangs-
frist von einem Jahr, bevor die Jobcenter prüfen,
ob die Wohnungskosten angemessen sind. 

Die Sonder- und Härtefallregelungen bleiben
erhalten, aber die bisherige Berliner Ein-Jahres-
Frist wird auf sechs Monate verkürzt. Der
Bundesarbeitsminister hatte nach Aufforderung
durch den Bundesrechnungshof und den Haus-
haltsausschuss des Bundestages verlangt, dass
die Jahresfrist abgeschafft wird, verbunden mit
der Drohung, dass Erstattungsansprüche des
Bundes an das Land Berlin fällig und notfalls
eingeklagt werden. Sie stimme nicht mit der
bundeseinheitlichen Regelung überein, argu-
mentierte die Bundesregierung.

Diese Frage ist nach Auffassung von Sozialse-
natorin Knake-Werner nicht juristisch, sondern
nur politisch zu gewinnen. DIE LINKE will, dass
das Land Berlin diese Forderung in den Bundesrat
einbringt und auf eine Gesetzesveränderung hin-
wirkt. Die Bundestagsfraktion der LINKEN hat die
Bundesregierung scharf kritisiert, dass sie das
Land Berlin gezwungen habe, die vernünftige Ein-
Jahresregelung abzuschaffen und werde ihrer-
seits in einem Antrag die Einführung dieser Frist
auf Bundesebene verlangen.
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1 Truppen raus aus Afghanistan
Die NATO führt in Afghanistan einen brutalen

Krieg, der immer mehr Zivilisten das Leben ko-
stet und droht, nach Pakistan überzugreifen. Es
geht der NATO nicht um die Befreiung der af-
ghanischen Bevölkerung von den Taliban, nicht
um Demokratie oder Frauenrechte. Ihr Ziel ist
es in Afghanistan ihre Interessen gegenüber
Russland und den aufstrebenden Wirtschafts-
mächten in Südostasien durchzusetzen. Krieg
und Besatzung aber verhindern Frieden, Ver-
söhnung und effektive humanitäre Hilfe in Af-
ghanistan. DIE LINKE ist deshalb für den sofor-
tigen und bedingungslosen Rückzug der
Bundeswehr und aller NATO-Truppen aus Afgha-
nistan. 

Auch im Irak führen viele NATO-Staaten
Krieg. Deutschland ist mit der US-Airbase in
Ramstein und dem Flughafen Leipzig eine der
Drehscheiben für diesen Krieg. 

2 NATO-Osterweiterung bringt
neue Kriegsgefahr

Seit 1992 hat die NATO den gefährlichen
Weg der Ost-Erweiterung und des Truppenein-
satzes außerhalb des Bündnisgebietes einge-
schlagen, der zu neuen Spannungen und Krie-
gen führt. Fast alle Staaten Ost- und Südosteur-
opas gehören heute der NATO an. Je stärker die
NATO ihren Einfluss in Richtung Osten auswei-

tet, desto mehr fühlen sich Russland und China
bedroht. Der Georgienkrieg im Sommer 2008
zeigt, wie schnell neue Brandherde entstehen
können. DIE LINKE will keinen neuen Kalten
Krieg und keine US-Raketenabwehrsysteme in
Osteuropa.

3 NATO heizt Rüstungsspirale an
Die NATO-Staaten geben jährlich 900 Milliar-

den Euro für Rüstung aus. Sie sind für 75 Pro-
zent der Rüstungsexporte verantwortlich. Damit
heizen sie die weltweite Rüstungsspirale an und
zementieren die globale Armut. Nach UNO-
Schätzung wären 175 Milliarden Euro nötig, um
weltweit Bildung, Gesundheits- und Wasserver-
sorgung sicherzustellen. DIE LINKE fordert Ab-
rüstung weltweit – und will damit im eigenen
Land beginnen.

4 Bush-Politik auch mit Obama
George W. Bush ist weg – die Welt atmet auf.

Doch was können wir von Barack Obama erwar-
ten? Sein außenpolitisches Ziel ist das gleiche –
die Sicherung der Vorherrschaft der USA. Er will
die NATO-Verbündeten  noch stärker einbinden,
um den „Krieg gegen den Terror“ zu gewinnen.
Mit Robert M. Gates bleibt Bushs Kriegsmini-
ster im Amt. DIE LINKE kämpft an der Seite der
US-amerikanischen Friedensbewegung gegen
den Krieg.

5 NATO-Option für Atomwaffen-
einsatz

Die NATO wurde während des Kalten Krieges
gegründet. Der Ersteinsatz von Atomwaffen im
Falle eines militärischen Konflikts war der wich-
tigste Faktor der NATO-Doktrin. Heute interve-
niert die NATO weltweit, schließt Präventivkrie-
ge und den Ersteinsatz von Atomwaffen nicht
aus. DIE LINKE tritt für die Ächtung der Atom-
waffen ein.

DDIIEE  LLIINNKKEE  sseettzztt  ssiicchh  eeiinn  ffüürr  ddaass  wweellttwweeiitt  gglleeiicchhee
RReecchhtt  aalllleerr  MMeennsscchheenn  aauuff  EEnnttwwiicckklluunngg  uunndd  WWoohhll--
ssttaanndd,,  ffüürr  gglloobbaallee  KKooooppeerraattiioonn  ssttaatttt  iimmppeerriiaalliissttii--
sscchheerr  KKoonnkkuurrrreennzz  iimm  UUmmggaanngg  mmiitt  ddeenn  nnaattüürr--
lliicchheenn  RReessssoouurrcceenn,,  ddeemm  KKlliimmaawwaannddeell  uunndd  sseeiinneenn
FFoollggeenn..  KKrriieegg  ddaarrff  kkeeiinn  MMiitttteell  ddeerr  PPoolliittiikk  sseeiinn..  MMii--
lliittäärrbbüünnddnniissssee  wwiiee  ddiiee  NNAATTOO  ssoolllleenn  aauuffggeellöösstt  uunndd
ssttaattttddeesssseenn  zziivviillee  SSiicchheerrhheeiitt  aauussggeebbaauutt  wweerrddeenn..

DDIIEE  LLIINNKKEE  rruufftt  ddaazzuu  aauuff,,  ssiicchh  aann  ddeenn  vviieellffäällttiiggeenn
PPrrootteesstteenn  iinn  SSttrraaßßbbuurrgg  uunndd  BBaaddeenn--BBaaddeenn  zzuu  bbee--
tteeiilliiggeenn..  AArrgguummeennttee  uunndd  IInnffoorrmmaattiioonneenn  zzuu  ddeenn
NNAATTOO--PPrrootteesstteenn,,  FFaahhrrttmmöögglliicchhkkeeiitteenn  eettcc..  uunntteerr
wwwwww..nnoo--ttoo--nnaattoo..oorrgg  ooddeerr  bbeeiimm  BBeerrlliinneerr  BBüünnddnniiss
uunntteerr  hhttttpp::////nnoo--nnaattoo..ssoo3366..nneett..

Weitere Informationen über die Positionen, De-
batten, Aktivitäten und Materialien der LINKEN
zur NATO unter 
www.die-linke.de/nein_zur_nato

Wer sich an den Protesten gegen den NATO-Gip-
fel in Straßburg beteiligen möchte, kann sich
melden bei 
DIE LINKE, Bezirksverband Neukölln
Richardplatz 16 , 12055
hier gibt es auch Flugblätter, Plakate, Buttons
und weitere Materialien,
oder bei Klaus-Dieter Heiser,
klaus-dieter.heiser@die-linke-neukoelln.de
Telefon 030/686 63 19

Die NATO wird im April 2009 in Straßburg und Baden-Baden ihren
60. Jahrestag feiern. Sie will dort ein neues strategisches Konzept
für einen globalen Militärpakt verabschieden, das weiterhin der
Aufrechterhaltung der ungerechten Weltwirtschaftsordnung dient
und den USA und ihren Verbündeten den Zugang zu den Energie-
und Rohstoffvorräten der Welt sichern soll. 
DDIIEE  LLIINNKKEE  ssaaggtt  NNeeiinn  zzuurr  NNAATTOO..  

5 Gründe gegen die NATO
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Sonnabend, 17. Januar. Die letz-
te Chance, den Wahlausgang in
Hessen zu beeinflussen. 

Um fünf Uhr morgens machen wir, fünf Mit-
glieder der Neuköllner LINKEN, uns auf
den Weg. In Kassel fängt es gut an: Es gibt

Kaffee und Brötchen, um uns herum allerdings
herrscht die Betriebsamkeit eines Taubenschlags.
Wahlkämpfer tauchen im Pulk auf und sind gleich
wieder mit Stapeln von Zeitungen, roten Taschen
und roten Luftballons verschwunden. Andere
kommen von Aktionen vor Werkstoren und wär-
men sich auf, bevor es weiter geht. 

Weitere Berliner begrüßen uns, sie sind
schon seit gestern im Einsatz. Flugs sind wir
aufgeteilt auf drei Gruppen, überall finden Info-
stände statt. 

Ich stehe auf dem Opernplatz, die Straßen-
bahnen laden die Leute direkt vor unserem
Stand ab. Zwei Jugendliche haben sich die Pla-
katüberkleber der LINKEN auf ihre Hosen ge-
klebt, auf denen eine Millionärssteuer gefor-
dert wird. Ich bin überrascht, denn sie kennen
DIE LINKE noch gar nicht richtig: ŒWas wollen
die Linken denn so?• fragen sie. Auch das Ziel,
die Banken zu vergesellschaften, unterschei-
det DIE LINKE in diesem Wahlkampf.
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WWeeiill  ddiiee  RRoott--GGrrüünnee  MMiinnddeerrhheeiittss--RReeggiieerruunngg  YYppssiillaannttii  uunntteerr  ddeerr  ŒŒTToolleerriieerruunngg••
ddeerr  LLIINNKKEENN  wweeggeenn  ddeerr  rreecchhtteenn  SSoozziiaallddeemmookkrraatteenn  MMeettzzlleerr,,  WWaalltteerr  uunndd  aann--
ddeerreenn  nniicchhtt  zzuussttaannddee  kkaamm,,  wwuurrddee  aamm  1188..  JJaannuuaarr  22000099  iinn  HHeesssseenn  eeiinn  nneeuueerr
LLaannddttaagg  ggeewwäähhlltt..  AAuuss  SSoolliiddaarriittäätt  uunndd  zzuurr  UUnntteerrssttüüttzzuunngg  ddeerr  hheessssiisscchheenn  
GGeennoosssseenn  hhaallffeenn  BBeerrlliinneerr  MMiittgglliieeddeerr  ddeerr  LLIINNKKEENN  bbeeiimm  WWaahhllkkaammppff..  
HHiieerr  zzwweeii  BBeerriicchhttee  vvoonn  NNeeuukkööllllnneerr  GGeennoosssseenn..

Thomas Licher, mit Grußkarten von Haus zu
Haus im hessischen Wahlkampf.

Freitag, 13. Dezember. Es ist 
18 Uhr. Sieben Genossinnen und
Genossen treffen sich im ŒRoten
Laden• in Friedrichshain, um
sich auf den Weg nach Hessen
zu machen.

Es geht in den Schwalm-Eder-Kreis südlich
von Kassel. Nach dem wir spät am Abend
in Nordhessen angekommen waren, wur-

den wir von den Genossen sehr gastlich aufge-
nommen. Wir haben dann verteilt bei den hessi-
schen Genossen übernachtet und am anderen-
Morgen ging es dann los. In dem sehr länd-
lichen Kreis wurden Grußkarten ŒZuverlässig
sozial• der LINKEN von Gregor Gysi und Oskar
Lafontaine an die hessischen Wähler gesteckt.
Wenn wir in Berlin beim Stecken von Infos unse-
rer Partei durch die dichte Bebauung sehr ver-
wöhnt werden, konnten wir in den überwiegend

aus Einfamilienhausgebieten bestehenden
Orten die tägliche Mühe der Genossen aus Hes-
sen kennen lernen. Um 9.00 Uhr ging es am
Samstag los und Iris aus Hesssen, Ben aus Frie-
drichshain und ich steckten die Grußkarten in
der Kreisstadt Homberg (Efze). Zusätzlich kam
am Samstag noch drei weitere Berliner Genos-
sen, darunter ein weiterer Neuköllner zur Ver-
stärkung in den Schwalm-Eder-Kreis. Am Abend
waren dann alle, Berliner wie Hessen etwas
Œfußlahm• und müde. Das hinderte uns aber
nicht daran, den Geburtstag einer hessischen
Genossin zu feiern und am Abend nett zusam-
men zu sitzen und Erfahrung auszutauschen.
Trotz kurzer Nacht ging es am anderen Tag wei-
ter und wir haben in der Stadt Wabern Grußkar-
ten gesteckt. Nach einem guten Essen haben
wir uns dann gegen 15.30 Uhr von den Hessi-
schen Genossen verabschiedet und uns auf den
Rückweg nach Berlin gemacht. An diesem Wo-
chenende wurde insgesamt mit Hilfe aller Lan-
desverbände unser Partei ca. 400.000 Grußkar-
ten in Hessen verteilt.

Thomas Licher, DIE LINKE Neukölln, 
Basisorganisation Hermannstraße

ŒBrutalstmöglich gegen Koch … DIE LINKE !•
Für diesen Slogan erntet man meist ein Lä-
cheln. Ein SPD-Wähler bleibt stehen, er hofft
noch, dass die SPD gewinnt. ŒAber ich finde es
gut, dass es euch gibt.•

Am darauffolgenden Sonntag erhält DIE
LINKE.Hessen 5,4 Prozent aller abgegebenen
Stimmen und zieht wieder in den Landtag in
Wiesbaden ein. 

Herzlichen Glückwunsch! 

Daniel Friedrich, DIE LINKE Neukölln, 
Basisorganisation Reuterkietz

DIE LINKE.Hessen ist drin - 
Neukölln war dabei !
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